
Rheinisches Ärzteblatt 2/2016 19

Rheinisches Ärzteblatt Praxis

Jedes Angebot individueller 
Gesundheitsleistungen (IGeL) muss 
der hohen ärztlichen Verantwortung 
gegenüber Patientinnen und Patienten 
Rechnung tragen. Nur so kann das für
den Erfolg jeder Heilbehandlung 
unverzichtbare Vertrauensverhältnis
zwischen Patienten und Ärzten erhalten
werden.

Nach der Definition der Bundesärz-
tekammer sind IGeL ärztliche
 Leistungen, „die generell oder im

Einzelfall nicht der Leis tungspflicht der
GKV unterliegen, aus ärztlicher Sicht erfor-
derlich oder empfehlenswert, zumindest
aber vertretbar sind und von Patientinnen
und Patienten ausdrücklich gewünscht
werden“. Der 109. Deutsche  Ärztetag hat
bereits 2006 in zehn Merksätzen Grund-
sätze für einen verantwortungs  vollen Um-
gang mit IGeL-Leistungen beschrieben:

1. Sachliche Information
Sachliche Informationen über das je-

weilige Angebot individueller Gesund-
heitsleistungen sind zulässig. Sie dürfen
den Leistungsumfang der GKV nicht pau-
schal als unzureichend abwerten. Unzu-
lässig sind marktschreierische und anprei-
sende Werbung und eine Koppelung sach-
licher Informationen über individuelle
Gesundheitsleistungen mit produktbezo-
gener Werbung. Individuelle Gesundheits-
leistungen dürfen nicht aufgedrängt wer-
den. Gleiches gilt, wenn die Information
durch das Praxispersonal erfolgt.

2. Zulässige Leistungen
Das Angebot individueller Gesund-

heitsleistungen muss sich beziehen auf
Leistungen, die entweder notwendig oder
aus ärztlicher Sicht empfehlenswert bzw.
sinnvoll, zumindest aber vertretbar sind.
Es darf sich nicht um gewerbliche Dienst-
leistungen handeln.

3. Korrekte und transparente 
Indikationsstellung

Bei Leistungen, die bei entsprechender
Indikation als Leistungen der GKV zu er-

nen. Dem Patienten muss vor Abschluss des
Behandlungsvertrages eine der Leistung an-
gemessene Bedenkzeit gewährt werden.

7. Schriftlicher Behandlungsvertrag
Für den Fall, dass individuelle Gesund-

heitsleistungen von Vertragsärzten gegen-
über gesetzlich Krankenversicherten er-
bracht werden, schreibt der Bundesmantel-
vertrag einen schriftlichen Behandlungsver-
trag zwingend vor. Er sollte die Leistungen
anhand von Gebührenpositionen der Amt -
lichen Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ)
konkretisieren und den Steigerungssatz
festlegen sowie den ausdrücklichen Hin-
weis enthalten, dass die Leistungen mangels
Leistungspflicht der GKV privat zu honorie-
ren sind. Ein solcher Behandlungsvertrag
sollte auch in Fällen geschlossen werden, in
denen er nicht zwingend vorgeschrieben ist.

8. Koppelung mit sonstigen Behandlungen
Von Ausnahmen abgesehen sollten indi-

viduelle Gesundheitsleistungen nicht in Zu-
sammenhang mit Behandlungsmaßnahmen
zu Lasten der GKV, sondern grundsätzlich
davon getrennt erbracht werden.

9. Einhaltung von Gebietsgrenzen und
Qualität

Ärztinnen und Ärzte müssen die Gren-
zen ihres jeweiligen Fachgebiets auch bei
Erbringen individueller Gesundheitsleis -
tungen beachten. Qualitätsanforderungen
der GKV sind zu beachten, wenn sie zu-
gleich dem medizinischen Standard ent-
sprechen.

10. GOÄ-Liquidation
Die Rechnungsstellung bezüglich indivi-

dueller Gesundheitsleistungen erfolgt nach
allgemeinen Regeln. Dementsprechend ist
Grundlage für die Behandlungsabrechung
ausschließlich die GOÄ. Pauschale Vergü-
tungen sind unzulässig.
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Weitere Informationen 

zum Thema inklusive Checklisten für Ärzte und
Patienten halten die Bundesärztekammer und
die Kassenärztliche Bundesvereinigung auf der
Themenseite www.igel-check.de bereit.

bringen sind, besteht eine besondere Ver-
antwortung, eine etwaige Indikation kor-
rekt und zugleich transparent zu stellen.
Das gilt insbesondere deshalb, weil oftmals
keine klare Grenzziehung möglich ist und
weil Patientinnen und Patienten ohne
transparente Darlegung der Indikations-
stellung deren Richtigkeit kaum überprü-
fen und nicht eigenverantwortlich über die
Inanspruchnahme einer individuellen Ge-
sundheitsleistung entscheiden können.

4. Seriöse Beratung
Jegliche Beratung im Zusammenhang

mit individuellen Gesundheitsleistungen
muss so erfolgen, dass die Patientin oder der
Patient nicht verunsichert oder gar veräng-
stigt wird, dass nicht zur Inanspruchnahme
einer Leistung gedrängt wird und dass kei-
ne falschen Erwartungen hinsichtlich des
Erfolges einer Behandlung geweckt werden.

5. Aufklärung
Die erforderliche Aufklärung richtet

sich nach den für die Patientenaufklärung
generell geltenden Regeln. Bei Leistungen,
die nicht dem anerkannten Stand der medi-
zinischen Wissenschaft entsprechen, muss
umfassend über mögliche Alternativen so-
wie darüber aufgeklärt werden, warum eine
Behandlung mit nicht anerkannten Metho-
den in Betracht zu ziehen ist. Eine beson-
dere ärztliche Darlegungslast besteht bei
Leistungen, die durch Beschluss des Ge-
meinsamen Bundesausschusses von der
Leistungspflicht der GKV ausgeschlossen
sind oder die aus ärztlicher Sicht nicht als
empfehlenswert oder sinnvoll zu betrach-
ten sind. Im Übrigen besteht eine Pflicht
zur wirtschaftlichen Aufklärung über die zu
erwartenden Behandlungskosten.

6. Angemessene Informations- und 
Bedenkzeit

Das Recht der Patientinnen und Patien-
ten, eine Zweitmeinung einzuholen, muss
nicht nur respektiert werden, gegebenen-
falls sollten Patienten sogar aktiv auf diese
Möglichkeit hingewiesen werden. Ebenfalls
sollten sie darüber informiert werden, dass
sie leistungsrechtliche Fragen mit ihrer
Krankenkasse oder mit Dritten klären kön-

Klare Regeln für individuelle 
Gesundheitsleistungen


